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Es gibt Tage im Leben einer Kanzle-
rin, an denen die Kluft zwischen
 außenpolitischem Glanz und innen-

politischem Elend zum Verzweifeln groß
wird. Am vergangenen Sonntag um kurz
vor zehn Uhr Ortszeit setzt der Luftwaf-
fen-Airbus „Konrad Adenauer“ sanft auf
dem Flughafen von Hangzhou auf.

Als die Maschine zum Stehen kommt,
wird die Gangway mit einem roten Tep-
pich herangeschoben. Nur 200 Meter ent-
fernt steht die Air Force One in einer Park-
bucht, dahinter duckt sich die Maschine
von François Hollande. Mit dröhnenden
Triebwerken faucht der Jumbo des japani-
schen Premiers Shinzo Abe vorbei; der
Flughafen Hangzhou ist an diesem Morgen
der Parkplatz der Weltpolitik. 

In der chinesischen Stadt wird in den
kommenden zwei Tagen der G-20-Gipfel
stattfinden. Als Merkel, gesäumt von Sol-
daten mit aufgepflanztem Bajonett, zu ihrer
Limousine schreitet, steht ihr ein vollge-
packter Tag bevor. Noch bevor der Gipfel
beginnt, ist sie mit dem türkischen Präsi-
denten Recep Tayyip Erdoğan verabredet.

Es geht, wie immer, um die großen Fra-
gen, Syrien, die Flüchtlinge, der IS. Dann
schnell ins Expo Center, Arbeitsmeeting
mit den anderen Staatschefs. Die Frage:
Wie kann die Weltwirtschaft angekurbelt
werden? Gegen 19 Uhr Abendessen im
Gästehaus der chinesischen Regierung, spä-
ter Bootsfahrt mit den Kollegen auf dem
Yue- See. Zum Abschluss noch ein Vier -
augen gespräch mit Wladimir Putin, den
Merkel davon abhalten will, weiter in der
Ukraine zu zündeln.

Gegen 23 Uhr greift sie zu ihrem Tele-
fon, aber diesmal spricht sie nicht mit Oba-
ma, nicht mit Erdoğan und nicht mit Hol-
lande. Es geht auch nicht um Syrien, den
Ukrainekrieg oder die Weltkonjunktur.
Sondern um Mecklenburg-Vorpommern.

Merkel wählt die Nummer von Horst
Seehofer. 

In Deutschland ist es erst kurz nach 
17 Uhr, aber alle Prognosen zeigen in die
gleiche, deprimierende Richtung. Merkel
versucht, Seehofer zu beruhigen, aber der
sagt nur: „Du, ich kann jetzt erst mal gar
nichts sagen. Ich bin geplättet.“ Merkel be-
endet das Gespräch mit der Gewissheit,
dass der CSU-Chef keine Ruhe geben wird.

Es ist ein beispielloses Drama. Noch vor
einem Jahr war Merkel beliebt wie kaum

ein Kanzler zuvor, ihre Reputation beruhte
auch auf ihrem Ruf als umsichtige Außen-
politikerin. Dann kam die Flüchtlings -
politik und mit ihr der Vorwurf, Merkel
betreibe in Europa eine Art moralischen
 Imperialismus. Die Partner in Europa
wandten sich ab, und in Deutschland schob
sich eine Partei immer weiter nach vorn,
die Merkel schon besiegt geglaubt hatte.
In Mecklenburg-Vorpommern, dem Hei-
matverband Merkels, überholte die AfD
nun die CDU. Es ist das erste Mal in der
Geschichte der Bundesrepublik, dass eine
rechtspopulistische Partei vor der Union
liegt. 

Erleben wir das Ende einer Ära? Merkel
scheint entschlossen, sich noch einmal als
Kanzlerin zu bewerben, aber in der Union
wachsen die Zweifel daran, ob das wirklich
eine gute Idee ist. Noch gibt es keinen
 offenen Aufstand gegen sie, aber im Kanz-
leramt macht sich eine Mischung aus Trotz

und Paranoia breit, die an die Spätphase
der Ära Kohl erinnert.

Vergangenen Freitag berichtete der
 SPIEGEL vorab über Pläne der Regierung,
sich von der Armenienresolution des Bun-
destags abzusetzen, um den Streit mit der
Türkei zu schlichten. Die Geschichte
schlug sofort hohe Wellen, weil die Geste
auch als Verbeugung vor dem Autokraten
Erdoğan verstanden wurde. Merkel war
empört, denn es war ihr Sprecher Steffen
Seibert, der die Distanzierung in der Bun-
despressekonferenz verkünden sollte. Sie
rief Außenminister Frank-Walter Steinmei-
er an und warf ihm vor, seine Leute oder
gar er selbst hätten den Plan durchsickern
lassen, um sie in ein schlechtes Licht zu
rücken. 

Kann Merkel den Verfall ihrer Macht
noch stoppen? Etliche Kanzler waren be-
reit, für ihre Überzeugung das Amt zu ris-
kieren. Helmut Schmidt setzte gegen große
Teile der SPD die Stationierung atomarer
Mittelstreckenraketen in Deutschland
durch, Gerhard Schröder die Agenda-Re-
formen. Insofern steckte in Merkels Ent-

scheidung, in der Nacht vom 4. auf den 
5. September 2015 die Grenzen für die
Ungarn flüchtlinge zu öffnen, ein Hauch
von Heroismus: Die ewig zögerliche Mer-
kel war bereit, das politische Kapital, das
sie über Jahre angehäuft hatte, für ihre
Überzeugung einzusetzen. Das war richtig,
und es war mutig. In der ganzen Welt wur-
de Merkel dafür Respekt gezollt.

Dann aber fand sie keinen Weg, den
Strom der Flüchtlinge in geordnete Bah-
nen zu bringen, und in der Folge brachte
sie nicht nur Europa gegen sich auf, son-
dern auch weite Teile der Bürger. Mit der
AfD ist eine Kraft entstanden, die sich an-
schickt, eine rechtspopulistische Volks -
partei zu werden. Inzwischen sitzt sie in
neun Landesparlamenten, und ihre schril-
len Parolen machen es nahezu unmöglich,
noch jene rationale Debatte über Zuwan-
derung zu führen, die Deutschland eigent-
lich dringend braucht.

Deutschland wirkt wie gelähmt. In Mer-
kels Augen ist ihre Flüchtlingspolitik zum
Kern ihrer Kanzlerschaft geworden, denn
dieses eine Mal hat sie sich dazu aufgerafft,
sich nicht von machttaktischen Erwägun-
gen leiten zu lassen. Das aber fesselt sie
nun, denn wenn sie zugeben würde, dass
sie Fehler gemacht hat, würde sie sich
selbst verraten. So sieht sie es jedenfalls.
Das macht die Lage so ausweglos.

Als das Ergebnis von Mecklenburg-Vor-
pommern am vergangenen Sonntag fest-
steht, sieht Merkel sich genötigt, die Katas -
trophe zu kommentieren, obwohl sie noch
auf dem G-20-Gipfel weilt und vom Aus-
land aus eigentlich nicht über Innenpolitik
redet. Also machen sich ihre Leute daran,
nach ihrer offiziellen Pressekonferenz im
Hotel Hyatt alle Symbole zu entfernen,
die daran erinnern, dass Merkel Bundes-
kanzlerin ist: die Stellwand mit dem Logo
des G-20-Gipfels, die Fahnen Deutsch-
lands, Chinas und Europas. Selbst Regie-
rungssprecher Seibert muss mit anpacken
beim Kulissenwechsel. 

Was sich allerdings nicht ändert, ist Mer-
kels Haltung. Natürlich, sie sei mit dem
Ergebnis nicht glücklich, sagt Merkel, sie
sei sogar „sehr unzufrieden“. Aber als ein
Reporter fragt, ob sie nun ihren Kurs kor-
rigieren werde, huscht ein mokantes Lä-
cheln über ihr Gesicht: „Ich wiederhole
gerne noch mal, dass ich die grundlegen-
den Entscheidungen, so wie wir sie in den
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Etliche Kanzler waren
 bereit, für ihre
 Über zeugung das Amt 
zu  riskieren. 

Herbst der Macht
Regierung Merkels Flüchtlingspolitik hat das Land gespalten, nun droht die AfD zu einer
rechten Volkspartei aufzusteigen. Die Union ruft nach einem Kurswechsel, aber 
wie der späte Helmut Kohl ist die Kanzlerin gefangen in einem Korsett der Rechthaberei. 
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vergangenen Monaten getroffen haben, für
richtig halte.“

Spätphasen einer Kanzlerschaft sind
meistens quälend. Konrad Adenauer woll-
te nicht weichen, weil er der Meinung war,
dass nur er in der Lage sei, das Land zu
führen. Der Alte machte erst nach 14 end-
losen Amtsjahren Platz für Ludwig Erhard.
Helmut Kohl krallte sich im Kanzleramt
fest, weil er glaubte, nur er habe die Kraft,
den Euro in Europa durchzusetzen. Er war
so beseelt von der Idee, sich noch einmal
in die Geschichte einschreiben zu müssen,
dass er alle Warnungen vor der drohenden
Niederlage in den Wind schlug. Am Ende
fügte sich die CDU und ging bei der Wahl
1998 mit ihm unter.

Wiederholt sich nun Geschichte? Bisher
verfügte Merkel immer über eine beacht-
liche Wendigkeit. In ihren ersten Bundes-
tagswahlkampf zog sie mit dem Verspre-
chen, Deutschland gründlich zu reformie-
ren. Als sie dann im September 2005 um
ein Haar die Wahl verloren hätte, ver-
schwand ihr ambitioniertes Programm im
Parteiarchiv. Ihr Versprechen, die Laufzei-
ten von Atomkraftwerken zu verlängern,
wurde vom Tsunami vor Fukushima weg-
gespült.

Natürlich brachte ihr das auch den Vor-
wurf des Opportunismus ein, aber ganz
ohne eine gewisse Geschmeidigkeit hat
sich noch kein Kanzler lange im Amt ge-
halten. In der Sache ist Merkels Flücht-

lingspolitik längst korrigiert: Osteuropa
hat die Balkanroute geschlossen, und Mer-
kel selbst hat dafür gesorgt, dass türkische
Grenzwächter nun Flüchtlinge stoppen,
die sich auf den Weg nach Europa machen
wollen.

Aber obwohl sie sich mit ihrem Handeln
dementiert hat, beharrt sie darauf, alles
richtig gemacht zu haben. Mit wachsender
Verzweiflung beobachteten ihre Partei-
freunde, wie sie ausgerechnet die Woche
vor der Landtagswahl in Mecklenburg-Vor-
pommern dazu nutzte, die Willkommens-
kultur zu verteidigen: in der „Süddeut-
schen Zeitung“, im NDR, bei RTL und
zum Schluss noch einmal auf zwei Seiten
in der „Bild“. Es ging Merkel erkennbar
nicht darum, ihren Parteifreunden im Nor-
den zu helfen. Es ging, wie in der Endpha-
se Kohls, ums Rechthaben. 

Und wie damals trauen sich nur Hinter-
bänkler, laut zu widersprechen: die zweite
Reihe, die ohnehin nicht viel zu verlieren
hat. 

Am vergangenen Montag um neun Uhr
wählt sich Merkel in eine Schaltkonferenz
des CDU-Vorstands ein. Wegen der wack-
ligen Leitung aus China ist sie zwar nur
schlecht zu verstehen, ihre wesentlichen
Botschaften kommen aber trotzdem an.
Der Wahlausgang in Mecklenburg-Vor-

* Auf dem Weg zu seiner letzten Kabinettssitzung am
30. September 1998 in Bonn.

pommern sei zwar bedauerlich, aber Kon-
sequenzen für ihre Flüchtlingspolitik wolle
sie nicht ziehen. Immerhin habe die SPD
mehr Stimmen verloren als die CDU.

Es ist eine Analyse, die nicht bei allen
gut ankommt. „Wir haben alle an die AfD
verloren, weil wir bei der Flüchtlingspoli-
tik als ein Block wahrgenommen werden,
dem der AfD-Wähler sagen will: so nicht“,
sagt Jens Spahn, der Parlamentarische
Staatssekretär im Finanzministerium. Statt
immer nur „Wir schaffen das“ zu sagen,
solle die CDU lieber überlegen, „wie wir
dahin kommen, dass die Menschen tatsäch-
lich darauf vertrauen, dass wir es schaffen.
Und dass wir wissen, was da draußen los
ist“.

Einmal in Fahrt, ist Spahn kaum zu
bremsen. Die Menschen stellten zu Recht
die bange Frage, warum die Integration
diesmal besser als in der Vergangenheit
funktionieren solle. Man müsse die Bürger
bei den Emotionen packen, nicht bei den
Fakten. „Wenn unsere Antwort dann ein
halbherziges Burkaverbötchen ist, dann
kommt die Botschaft halt nicht an.“

So fundamental wie Spahn kritisiert
kein anderer die Politik der Kanzlerin,
aber selbst im Merkel-Lager räumt man
Fehler ein. Bundesinnenminister Thomas
de Maizière bemängelt, die Union spreche
zu viel über Flüchtlinge und zu wenig über
andere Themen. Die saarländische Minis-
terpräsidentin Annegret Kramp-Karren-
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bauer sagt, die Bürger hätten „ein Stück
Grundvertrauen“ in die Union verloren.

Es ist nicht so, dass Merkel keinen Aus-
weg aus der Krise suchte. Sie saugt jede
Idee auf. Auf dem Rückflug vom G-20-Gip-
fel wird Merkel gefragt, ob es ihr keine Sor-
ge bereite, dass die Politik im Zeitalter des
Postfaktischen angekommen sei – dass also
Parteien wie die AfD oder Politiker wie
Donald Trump mit Slogans Erfolg  haben,
die sich völlig von der Realität abgelöst ha-
ben. Merkel schaut fragend und sagt, sie
müsse „postfaktisch“ erst einmal in  ihren
Wortschatz aufnehmen. Aber es ist klar,
dass der Ausdruck ihre Fantasie anregt.

Zwei Tage später sagt sie im Bundestag:
„Wenn wir anfangen, dabei mitzumachen,
dass Fakten beiseitegewischt werden kön-
nen, dann sind verantwortbare und kon-
struktive Antworten in der Sache nicht
mehr möglich. Wenn wir anfangen, uns
sprachlich und tatsächlich an denen zu
 orientieren, die an Lösungen nicht inte -
ressiert sind, verlieren am Ende wir die
Orientierung.“ 

Es ist nicht ganz klar, wen sie mit ihrer
Kritik meint: die AfD, Seehofer oder Sigmar
Gabriel, der sich seit Neuestem auch von
Merkel distanziert. Wahrscheinlich alle zu-
sammen. Aber Merkel ist sichtlich zufrieden,
dass sie ein neues Argument zu ihrer Ver-
teidigung gefunden hat. Allerdings fügt es
sich in ein Muster ein, mit dem Merkel
schon lange ihre Politik  begründet.

Wo Merkel ist, ist die Vernunft, und wer
da nicht folgt, verlässt den Boden der De-
mokratie. Mit dem Wort alternativlos hat
Merkel viel durchgesetzt, aber der politi-
schen Kultur hat es großen Schaden zuge-
fügt. Die Debatte um die Flüchtlingspolitik
ist auch deshalb so giftig, weil sie so simpel
geführt wird: Bist du für oder gegen Mer-
kel? Die Frage spaltet das Land, die Union,
die Medien.

Vielen in der CDU hätte es schon gehol-
fen, wenn Merkel wenigstens ein bisschen
Differenzierung zugelassen hätte. Aber für
einen Kurswechsel sei es nun zu spät, sagt
die sächsische CDU-Abgeordnete Veronika
Bellmann. „Inzwischen würde ihr von den
Menschen wohl nicht mal mehr eine 180-
Grad-Wende abgenommen.“ Wie andere
Parlamentarier auch berichtet Bellmann
von einer „50-50-Stimmung“ an der Basis.
Die eine Hälfte stehe hinter Merkel, die an-
dere nicht. „Die Hochachtung vor der Kanz-
lerin hält sie noch von einer  Revolte ab.“

Die Unbeweglichkeit Merkels verärgert
Unionspolitiker in vielen Landesverbän-
den. Der Fraktionsvorsitzende der CDU
in Baden-Württemberg, Wolfgang Rein-
hart, forderte Merkel auf, die Bedenken
aus München ernst zu nehmen. „Es ist ja
nicht so, dass die Warnungen alle völlig
unberechtigt waren. Wenn ein Partner eine
restriktivere Politik fordert, dann kann
man das doch nicht nur abtropfen lassen,

sondern muss aufeinander zugehen“, sagt
Reinhart. „Der Erfolg der Rechtspopulis-
ten ist ein Stück weit ein Ergebnis der Ber-
liner Politik.“ So ähnlich hatte es auch See-
hofer formuliert.

Doch wie viel Kritik dringt noch zu Mer-
kel durch? Merkel war schon immer miss-
trauisch, und im Lauf der Jahre wurde der
Kreis der Vertrauten immer kleiner. Das
verbindet sie mit Kohl. Lästermäuler in
der Fraktion nennen das Kanzleramt in-
zwischen den „Bunker“. Dort führt Kanz-
leramtschef Peter Altmaier das Regiment.
Er steuert die Regierungsgeschäfte, er ver-

handelt in der Koalition und mit den Län-
dern. In der CSU glauben allerdings auch
viele, dass er der eigentliche geistige Vater
der Willkommenskultur ist.

Als Altmaier 1994 in den Bundestag
kam, stand er für Positionen, die damals
allenfalls bei den Grünen mehrheitsfähig
waren. Er setzte sich etwa für die doppelte
Staatsbürgerschaft ein und für das Ende
der Straffreiheit von Vergewaltigung in der
Ehe. In der CSU hielt man ihn für einen
linken Spinner, Helmut Kohl strafte ihn
mit Nichtachtung. Dazu kam, dass er nur
den winzigen saarländischen Landesver-
band hinter sich hatte, was in ihm nie die
Hoffnung aufkeimen ließ, eine große Kar-
riere zu machen. 

Anfang der 2000er-Jahre hatte sich Alt-
maier schon damit abgefunden, dass ihm
der Weg nach ganz oben verwehrt bliebe;
er dachte sogar darüber nach, zur EU zu-
rückzukehren, wo er nach dem Jurastudi-
um als Beamter gearbeitet hatte. Dann
kam Merkel, sie war der Glücksfall seines
Lebens. Unter ihr wurde er erst Parlamen-
tarischer Staatssekretär, dann Fraktions -
geschäftsführer, dann Minister.

In seinem Büro im Kanzleramt öffnet
sich eine riesige Fensterfront zum Reichs-
tag. Mit Merkel ist er weiter gekommen,
als er je zu träumen wagte. Und mit ihr
kann er eine Politik umsetzen, die noch
vor ein paar Jahren als linkes Abweichler-
tum gegolten hätte.

Altmaier hat mächtige Gegner: Finanz-
minister Wolfgang Schäuble, der bei dem
leutseligen Saarländer die nötige Härte
vermisst, und Innenminister de Maizière,
der findet, dass ein Kanzleramtschef sich
um Akten und nicht um Talkshow-Auftrit-
te kümmern sollte. 

Aber solange Merkel zu ihm hält, kann
Altmaier nichts passieren. Und die Kanz-
lerin weiß um die Loyalität des Saarlän-
ders. Seine Fähigkeit, auch den größten
Crash zum niedlichen Blechschaden um-
zudeuten, macht ihr den Alltag leichter.
Als er am Montag nach der Wahl in Meck-
lenburg-Vorpommern auf dem Gilla moos-
Volksfest in Niederbayern spricht, schwärmt
er wie ein Teenager von Merkel: „Deutsch-
land ist ein großartiges Land, weil wir in
Deutschland nicht nur eine Angela Merkel
haben, sondern Zehntausende, Hundert-
tausende Angela Merkels. In jedem Dorf,
in jeder Stadt.“

Nörgler hat Merkel schon genug um die
Ohren, da schätzt sie es, im Kanzleramt
auf das sonnige Gemüt Altmaiers zu tref-
fen. Als er Mitte Juni seinen 58. Geburtstag
feierte, lag ein handgeschriebener Brief
auf seinem Schreibtisch. Er begann mit
den Worten: „Lieber Peter“. Im Briefkopf
stand: „Die Bundeskanzlerin der Bundes-
republik Deutschland“. 

Wie jeder erfolgreiche Politiker hat Alt-
maier ein waches Auge für alle Machtver-
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schiebungen, die sich zu seinen Ungunsten
auswirken könnten. Wenn Merkel im Amt
bleibt, wird er in der nächsten Legislatur-
periode möglicherweise Fraktionschef.
Wenn sie stürzt, droht die Gefahr, dass er
in den hinteren Reihen des Bundestags
Platz nehmen muss.

Der Kanzleramtschef ist der letzte einer
Reihe liberaler und damals junger CDU-
Politiker, die Merkel nach der Übernahme
des Parteivorsitzes im Jahr 2000 um sich
versammelt hatte, um sich gegen ihre kon-
servativen Gegner durchzusetzen. Zwei
andere Überlebende aus dieser Zeit sind
Merkels Büroleiterin Beate Baumann und
ihre frühere Sprecherin Eva Chris tiansen,
die im Kanzleramt für politische Kommu-
nikation zuständig ist. Wie Altmaier sind
sie geprägt von dem langen Kampf, den
sie mit Merkel gegen das Establishment
ausgefochten haben.

Das ist eine der augenfälligsten Paralle-
len zwischen Merkel und Kohl: Beide ha-
ben die Partei gegen den Widerstand der
Alten modernisiert. Schon in den Sechzi-
gerjahren hatte Kohl auf einem Landes-
parteitag der rheinland-pfälzischen CDU
für Aufruhr gesorgt, weil er sich für öf-
fentliche Kondomautomaten ausgespro-
chen hatte. „Sie glauben doch nicht im
Ernst, dass meine Großmutter 13 Kinder
bekommen hätte, wenn sie die Pille gehabt
hätte“, sagte er einmal im Gespräch mit
seinem Ghostwriter Heribert Schwan. 

1969 wurde Kohl zum Ministerpräsiden-
ten von Rheinland-Pfalz gewählt, und
 sofort machte er sich daran, das Land zu
modernisieren. Er schaffte die Konfessi-
onsschulen ab, an denen sein Vorgänger
festgehalten hatte, und förderte den jun-
gen Heiner Geißler, der sich als Sozialmi-
nister daranmachte, das erste Kindergar-
tengesetz der Republik auf den Weg zu
bringen. Kohl brachte als Ministerpräsi-
dent das damals rückständige Bundesland
Rheinland-Pfalz nach vorn, er ließ nicht

nur Autobahnen bauen, sondern richtete
auch Sozialstationen ein. Sein Wirken
blieb nicht auf Mainz beschränkt. Er galt
schnell als Anführer des liberalen Flügels
der Partei.

Wie Merkel förderte Kohl eine Gruppe
junger, eigenständig denkender Partei-
freunde, die er in höchste Ämter hievte.
Der spätere Bundespräsident Richard von
Weizsäcker gehörte dazu, der an der Ost-
denkschrift der Evangelischen Kirche in

* Im griechischen Lager Idomeni an der Grenze zu
 Mazedonien.

Deutschland mitgearbeitet hatte, die sich
für die Anerkennung der Oder-Neiße-
Grenze aussprach – in konservativen
CDU-Kreisen ein Tabubruch. 

Kurt Biedenkopf und Norbert Blüm wa-
ren weitere progressive Politiker, die Kohl
förderte. In die erste Phase seiner Amtszeit
als Kanzler fielen Projekte wie die Ein-
führung eines Erziehungsgeldes und des
Erziehungsurlaubs. Einen derart nachhal-
tigen Modernisierungsschub erlebte die
Partei erst wieder unter Merkel.

Merkel ging zunächst vorsichtiger als
Kohl ans Werk, als sie im Jahr 2000 den
Parteivorsitz von Wolfgang Schäuble über-
nahm. Anders als Kohl fehlte ihr die Ver-
wurzelung in der Partei, es war den Wirren
der Spendenaffäre geschuldet, dass die
Frau aus dem Osten es in einem glück -
lichen Moment ganz nach oben geschafft
hatte. Dort war sie umzingelt von Feinden.
Die Fraktion führte der konservative
 Sauerländer Friedrich Merz, im Präsidium
lauerte Roland Koch, der die Staatskanzlei
in Wiesbaden mit einer Kampagne gegen
die doppelte Staatsbürgerschaft erobert
hatte.

Richtig Fahrt nahm Merkels Moderni-
sierungskurs erst auf, als sie 2005 Kanzle-
rin wurde. Sie holte Ursula von der Leyen
als Familienministerin in ihr Kabinett und
sorgte mit dem Ausbau der Kitas dafür,
dass Frauen Beruf und Familie besser ver-
einbaren können. Wie Kohl schlug auch
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Merkel anfangs heftiger Widerstand ent-
gegen, aber nach und nach stellte sie alle
Gegner kalt. Am Ende gab es niemanden
mehr, der ihr in der CDU ernstlich hätte
gefährlich werden können. 

Eigentlich wollte Merkel nicht abtreten
wie Kohl. Dessen Endphase, in der er mür-
risch wie ein alter Monarch die Kabinetts-
sitzungen leitete, hat sie selbst als Umwelt-
ministerin erlebt. Ende der Neunzigerjahre
sagte Merkel im Gespräch mit der Foto-
grafin Herlinde Koelbl: „Ich möchte irgend-
wann den richtigen Zeitpunkt für den Aus-
stieg aus der Politik finden. Das ist viel
schwerer, als ich mir das früher immer vor-
gestellt habe. Aber ich will kein halb totes
Wrack sein, wenn ich aus der Politik aus-
steige.“ 

Eigentlich wollte auch Kohl aus freien
Stücken gehen. 1996 habe er zurücktreten
wollen, sagte er Jahre später: „Ich glaubte,
14 Jahre waren genug. Ich hatte auch
 genug geschafft.“ Doch dann beschlich
den Kanzler das Gefühl der eigenen Un-
ersetzlichkeit. Intern zog er in Zweifel,
dass Wolfgang Schäuble, der sein Kron-
prinz war, die Unterstützung der FDP
habe. Und er fürchtete, dass die Ein -
führung des Euros ohne ihn scheitern wer-
de. „Ich muss es durchsetzen.“ Was für
Kohl der Euro, ist für Merkel nun die
Flüchtlingspolitik. 

Lange hatte Merkel nur ein spöttisches
Lächeln übrig für Kohls Neigung, immer

nach dem Mantel der Geschichte greifen
zu wollen. Aber auf dem CDU-Parteitag
im vergangenen Dezember tat sie es selbst,
um ihre Flüchtlingspolitik zu rechtfertigen.
Adenauer habe nicht gesagt: ,Wir wählen
etwas Freiheit‘, sondern ,Wir wählen die
Freiheit‘, sagte Merkel. Erhard habe nicht
von ,Wohlstand für fast alle‘ gesprochen,
sondern von ,Wohlstand für alle‘. Und
auch Kohl habe nicht davon geredet, einige
Regionen im Osten in blühende Landschaf-
ten zu verwandeln, sondern alle. 

Und so werde auch sie nicht von ihrem
Satz ,Wir schaffen das‘ abrücken, erklärte
Merkel. Der Parteitag selbst war für Mer-
kel ein großer Erfolg, die Delegierten fei-
erten sie mit Ovationen. Aber die Spätfol-
gen sind fatal. Merkel hat damals ihre
Flüchtlingspolitik in den Reliquienschrein
der Christdemokratie gestellt. Was heilig
ist, ist unantastbar. 

Deutschland kennt, anders als die Prä-
sidialdemokratien in Frankreich und den
USA, keine Begrenzung vom Amtszeiten.
Das bringt die Gefahr mit sich, dass
 Kanzler, die zu Beginn ihrer Amtszeit
 Großes leisten, am Ende ihr Werk wieder
verspielen. Konrad Adenauer, der erste
Kanzler der Bundesrepublik, stand Mitte
der Fünfzigerjahre auf dem Höhepunkt
seiner Macht. Er hatte die junge Bundes-
republik fest im Westen verankert, die
Aussöhnung mit Israel vorangetrieben, die
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft be-

fördert. Wirtschaftlich ging es rasant auf-
wärts. 

Bei der Bundestagswahl 1957 dankten
es ihm die Wähler mit der absoluten Stim-
menmehrheit. Doch fortan sah es so aus,
als hätte Adenauer das Glück verlassen.
Er zerstritt sich mit seinem Kronprinzen
Ludwig Erhard. Hatte Adenauer zunächst
verkündet, er wolle Bundespräsident wer-
den und einem geeigneten Mann den Weg
ins Kanzleramt ebnen, machte er nun ei-
nen Rückzieher. Adenauer hielt sich für
alternativlos, vor allem in der Außenpoli-
tik. Außerdem hatte er erkannt, dass das
Amt des Staatsoberhauptes zwar viel pro-
tokollarischen Glanz mit sich bringt, aber
kaum reale Macht. 

Adenauer begann daraufhin, schlecht
über Erhard zu reden. Der sei ungeeignet,
Deutschland würdig zu vertreten. Auf die
Wähler machte Adenauer einen zuneh-
mend abgehobenen Eindruck. Als 1961 in
Berlin die Mauer gebaut wurde, ließ sich
Adenauer lange dort nicht blicken. Die Bun-
destagswahl im gleichen Jahr gewann er
nur noch knapp und mithilfe der FDP, die
eigentlich auf Distanz zu ihm gegangen war.
Adenauer musste versprechen, vor Ablauf
der Legislaturperiode zurückzutreten, sonst
hätten ihn die Liberalen nicht gewählt.

Erleidet Merkel nun das gleiche Schick-
sal wie Kohl und Adenauer? Ihr Problem
ist, dass sie noch nichts Bleibendes geschaf-
fen hat. Auch deshalb wird sie wohl wei-
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AfD-Vorsitzende Petry: Merkel als Hassfigur einer ganzen Partei 



Titel

termachen. Adenauer hat die Westbindung
hinterlassen, Kohl die Einheit, Schröder
die Reform des Wirtschaftsstandortes.
Aber was wird von Merkels Flüchtlings -
politik bleiben? 

Merkel hat vielen Menschen, die in ei-
ner verzweifelten Lage waren, eine Hei-
mat geboten. Über 300000 Syrer nahm
Deutschland im vergangenen Jahr auf, und
diesen Akt der Humanität hätte es ohne
Merkel nicht gegeben. Aber mit der Grenz-
öffnung kamen auch Zehntausende Men-
schen ins Land, die nicht vor Krieg flohen,
sondern vor allem vor der prekären wirt-
schaftlichen Lage in ihrer Heimat: schät-

zungsweise 70000 Albaner, 30000 Kosova-
ren, 10 000 Marokkaner. Es gibt keinen
 Mechanismus, der schutzbedürftigen
 Menschen einen legalen Weg nach Europa
ebnet.

Vor allem das Gefühl des Kontrollver-
lusts treibt der AfD die Wähler in die
Arme. Vor einem Jahr lag die Partei in
Umfragen am Boden. Nach einer aktuellen
Umfrage von TNS Forschung können sich
nun 21 Prozent der Deutschen vorstellen,
bei der nächsten Bundestagswahl die AfD
zu wählen. 

Bei der AfD-Wahlparty am vergangenen
Sonntag in Schwerin bedankte sich der thü-

ringische Landeschef Björn Höcke höhnisch
bei Merkel: „Jeder von uns weiß, dass na-
türlich hier in Mecklenburg-Vorpommern
über die desaströse Politik der Kanzlerdik-
tatorin in Berlin abgestimmt worden ist“,
rief er. Darauf erhoben sich Sprechchöre:
„Merkel muss weg, Merkel muss weg.“

Für AfD-Chefin Frauke Petry ist Merkel
die Hassfigur, an der sich die ganze Partei
aufrichtet. Keine andere Person ruft so viel
Wut hervor. Schon der Parteiname „Alter-
native für Deutschland“ war eine Reaktion
auf Merkel, die ihre Europolitik einmal
„alternativlos“ genannt hatte. Inzwischen
könnte sich die AfD auch AMP nennen,
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Diese Woche fragten deutsche Me-
dien: „Kann man noch Urlaub
auf Usedom machen?“ Die AfD

war bei der Landtagswahl am Sonntag
in den meisten Gemeinden auf der Insel
auf über 30 Prozent gekommen. Dabei
liegt die größte Hochburg der Rechts -
populisten eigentlich 20 Kilometer wei-
ter westlich. In der kleinen Gemeinde
Blesewitz stimmten 48,2 Prozent für die
AfD und 17,3 Prozent für die NPD, ins-
gesamt zwei Drittel der Wähler. Die
SPD kam gerade noch auf sechs Stim-
men (5,5 Prozent), die CDU auf zehn
(9,1). Aber hier will sowieso niemand
Urlaub machen. 

In dem winzigen Ort in
Vorpommern gibt es: 230
Einwohner, eine Dorfstra-
ße, Maisfelder, Windräder,
einen Fußballplatz, eine
zum Bürgerhaus umfunk-
tionierte Kirche und einen
riesigen Betonkasten mit eingeschlage-
nen Fenstern, der, bevor er sozialistisch
umgebaut wurde, ein Rittergut war. 

Was es hier nicht gibt: einen Kinder-
garten, eine Schule, einen Laden, ein
Unternehmen, Handyempfang, geteerte
Straßen; bloß Betonplatten, aus denen
Eisenhaken herausstehen, die die Auto-
reifen zerstören.

Die Mehrheit im Dorf wählte rechts,
wie konnte es dazu kommen? 

Die einfache Antwort lautet: Merkel
und ihre Flüchtlingspolitik sind schuld,
die AfD ist die einzige Alternative. So
sieht das eine ehemalige Buchhalterin,
66, mit braun gefärbtem Bob. Sie pflegt

ihren Vater in Blesewitz, wohnt aber
selbst in Anklam, das in einem Wahlbe-
zirk liegt, wo die AfD den Christdemo-
kraten das Direktmandat abgejagt hat.
Zum ersten Mal, sagt sie, habe sie nicht
die CDU, sondern die AfD gewählt –
weil sie große Angst habe, „dass das
deutsche Volk ausgetauscht wird“. Sie
hört gar nicht mehr auf zu reden, aber
ihren Namen will sie nicht nennen.

Ob sie einen Muslim kenne? Nein,
„zum Glück nicht“. Sie habe Merkel
schon vier Briefe geschrieben, weil sie
so enttäuscht sei. Früher habe sie Gän-
sehaut bekommen, wenn die Kanzlerin

geredet habe, die sei ja
schließlich „eine Frau von
hier“. „Aber was die Merkel
tut, das hat noch nicht mal
Hitler seinem Volk ange-
tan“, sagt sie und hält sich
im nächsten Moment die
Hand vor den Mund.

Einmal scheint es, als kämen ihr
gleich die Tränen, so aufgelöst ist sie.
Die Rentnerin erinnert an eine religiöse
Eiferin, eine Bekehrte, deren Bibel Udo
Ulfkottes „Mekka Deutschland“ und
das säuberlich im Ordner abgeheftete
AfD-Parteiprogramm sind. Im Juni ist
sie aus der Kirche ausgetreten, weil sie
sich dort nicht mehr vertreten fühlte.
Als sie weitergeht, sagt ein Nachbar, der
sich dazugesellt hat: „Hätte gar nicht ge-
dacht, dass die so drauf ist.“

Aber ist die Angst vor den Flüchtlin-
gen wirklich der Grund dafür, dass sich
nur noch eine Minderheit der Wähler
von den Volksparteien vertreten fühlt? 

Jeden Mittwoch treffen sich die Män-
ner zum Fußballspielen, nach dem Trai-
ning gibt es Berliner Pilsner und Bock-
wurst mit Senf. Diesmal ist Bürgermeis-
ter Frank Zibell dabei, der Schreiner
Holger, der Unternehmer Atze und der
Maurer Sebastian. Sind die Leute hier
ausländerfeindlich? „Leute mit Kopf-
tuch und Moscheen will hier keiner“,
sagt Sebastian, und die anderen grum-
meln zustimmend. „Aber die Wahrheit
ist auch: Es gibt hier keinen einzigen
Ausländer.“ Keine Türken, keine Italie-
ner, keine Polen.

Bei der letzten Landtagswahl 2011
stimmten in Blesewitz 28,9 Prozent für
die rechtsextreme NPD, 2006 waren es
sogar 32,2 Prozent. Der Verfassungs-
schutzbericht führte Blesewitz schon als
eine der NPD-Hochburgen Mecklen-
burg-Vorpommerns. Doch für den eh-
renamtlichen Bürgermeister Zibell, 57,
hat das mit rechter Gesinnung nichts zu
tun. Die rechtsextreme Partei werde
„aus Frust über die eigene Lebenssitua -
tion und über die großen Parteien“ ge-
wählt, behauptet Zibell.

So sehen Lebenssituationen in Blese-
witz aus: Holger arbeitet seit knapp 30
Jahren als Schreiner beim selben Unter-
nehmen, seit der Mindestlohn einge-
führt wurde für immerhin 8,50 Euro die
Stunde. Das letzte Mal im Urlaub war
er 1993 in der Tschechischen Republik.

Atze hat vor drei Wochen Insolvenz
angemeldet, angeblich weil sein Han-
delspartner in Polen vergessen hat,
Steuern zu zahlen. Sein Tischnachbar
ist Zeitsoldat, früher hat er als Fleische-

„Nischt is’ passiert“
Mecklenburg-Vorpommern Zwei Drittel aller Stimmen für AfD und NPD – in keinem Ort 
haben Bürger so extrem rechts gewählt wie in Blesewitz. Warum?

MECKLENBURG-
VORPOMMERN

Blesewitz



„Anti-Merkel-Partei“. Merkel mobilisiert
zurzeit weniger die eigenen Wähler als
ihre Gegner.

In Europa ist Merkels Einfluss ge-
schrumpft, und das, obwohl die deutsche
Wirtschaft brummt und die Briten bald
nicht mehr dabei sind. Mit Merkels Flücht-
lingspolitik ist Deutschland in eine Außen-
seiterrolle geraten.

Am kommenden Freitag wird Merkel
die neuen Verhältnisse beim EU-Sonder-
gipfel im slowakischen Bratislava zu spü-
ren bekommen. Europa braucht dringend
ein funktionierendes System für die Auf-
nahme von Flüchtlingen. Aber Merkel hat

mit ihrer unkontrollierten Grenzöffnung
die meisten Partner vor den Kopf gestoßen,
und nun ist ein sinnvoller Kompromiss
kaum noch möglich.

Die deutsche Kanzlerin hat die Bereit-
schaft der Nachbarstaaten überschätzt, die
Lasten, die ihre Politik der offenen Gren-
zen mit sich brachte, solidarisch zu teilen.

Gleichzeitig setzte sie ihre Amtskollegen
einem wachsenden innenpolitischen Druck
aus. Die Bilder von Flüchtlingstrecks und
-lagern haben dafür gesorgt, dass popu -
listische Strömungen und Parteien auf 
dem ganzen Kontinent neuen Aufwind
 erhielten.

Frankreichs Präsident Hollande starrt
angsterfüllt auf die Wahlen im kommenden
Frühjahr und den drohenden Aufstieg von
Marine Le Pen mit dem Front National. In
Großbritannien wurde die Flüchtlingskrise
von vielen als selbst verschuldetes Problem
wahrgenommen, das die deutsche Kanzlerin
dem Kontinent eingebrockt hat. Das Brexit-
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reifachverkäufer fünf Euro die
Stunde verdient. Nächstes Jahr
will er eine Lehre bei der Müllab-
fuhr in Greifswald machen. Das
größte Problem ist aber ein ande-
res: die Frauen. Oder eher: die
nicht vorhandenen Frauen. Die zö-
gen immer dorthin, wo es Arbeit
gibt, weil sie „karriereorientiert“
seien, sagt der Zeitsoldat. Und die
Männer? „Weniger.“ Niemand wi-
derspricht. 

Auch der Bürgermeister ist frus-
triert. Die Gemeinde ist so klamm,
dass es gerade für Streusalz im
Winter und Licht bis 22 Uhr reicht,
dann ist das Budget aufgebraucht.
Er hat Fördergelder beantragt, da-
mit sie endlich WLAN kriegen,
aber die Leitung ist immer noch so
schlecht, dass er zur A20 fahren
muss, wenn er größere Datenmen-
gen übertragen will. Wen er ge-
wählt hat, will Zibell nicht sagen,
er lobt aber auffällig oft Kanzlerin
Merkel. 

Er selbst hat mit Helfern am
Wahlabend die Stimmen ausge-
zählt. Als der Stapel der AfD-
Stimmen immer höher wuchs, war
er erschrocken. Mit so viel Protest
habe er nicht gerechnet. Die Wahl-
beteiligung lag bei 56,1 Prozent,
zehn Prozentpunkte höher als
beim letzten Mal. Was ist in den letzten
fünf Jahren passiert? 

„Nischt is’ passiert!“, regt sich Karl-
Heinz Thielke auf. „Nischt außer
WLAN. Das is’ es ja.“ Thielke, 74, ist
eine Art Dorfältester in Blesewitz. Er
wohnt im Pfarrhaus, dort trifft man ihn
auf einer Bank im Garten. In den Neun-
zigerjahren war er mal Zweiter Bürger-
meister, hauptberuflich hat er als Seel-
sorger und Suchttherapeut gearbeitet.
Er hatte gut zu tun, der Alkoholkonsum
in Blesewitz sei hoch. „Was sollen die

Leute auch machen, außer saufen und
sich prügeln?“, sagt Thielke. 

Er beschreibt sich selbst als „Steher“
und pragmatischen Mann. Zu DDR-Zei-
ten habe er den Leuten geraten, die
SED zu wählen, um nicht im Knast zu
landen. 

Am Sonntag hat der früher treue
CDU-Wähler für die AfD gestimmt – ob-
wohl er angeblich nichts von den rech-
ten Parolen hält und dem gesamten Par-
teivorstand die Führungsqualität ab-
spricht.

„Ich will mir Gehör verschaf-
fen“, sagt Thielke, anders gehe
das nicht mehr. Die Einzigen,
die noch Geld verdienten, seien
die Pflegedienste, die sich um
die ganzen Alten kümmerten.
Und diejenigen, die ihr Land an
die Windbarone verpachteten.
Schlimm sei es für die, die in
der Nähe der Windräder woh-
nen müssten.

Einen Windpark gibt es
schon, von der Dorfstraße aus
kann man ihn gut sehen. Weil
er um acht Windkraftanlagen
erweitert werden sollte, gründe-
ten sie eine Bürgerinitiative.
Tausende Bürger aus der Umge-
bung unterschrieben, doch ver-
gebens: Die Windräder kom-
men. Für Thielke der Beweis,
dass die Bürger nicht mehr ge-
hört werden. Und seine Erklä-
rung für den Erfolg der AfD. 

Er hoffe, sagt er, dass die
AfD-Politiker nun so „stän-
kern“ wie einst die Grünen.
Die seien doch auch am Anfang
radikaler gewesen, und jetzt
würden sich die Parteien bei
der Regierungsbildung um sie
reißen. Hätten die Grünen da-
mals alles umgesetzt, wo wür-
den wir heute leben? „Im Hip-

pie-Deutschland“, antwortet Thielke.
Und wenn die AfD jetzt alle Forderun-
gen durchsetzen könnte? Auf einmal
weicht Thielke aus und erzählt vom
AfD-Direktkandidaten für den Kreis
Vorpommern-Greifswald II, Matthias
Manthei. Den kenne er persönlich. Der
sei aus gutem Hause, sein Vater war
Tierarzt im Dorf nebenan, Manthei
selbst sei Richter und sicher kein Nazi.
Vorsichtshalber habe er ihn gleich nach
der Wahl gewarnt: „Jetzt müsst ihr aber
auch liefern.“ Laura Backes
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Straße aus Betonplatten in Blesewitz
Das Budget reicht nur für Streusalz und Licht bis 22 Uhr 

Der Euro-Stabilitätspakt,
einst von Deutschland
durchgesetzt, ist 
nur noch eine Ruine. 



Titel

Votum sei in großen Teilen der
Flüchtlingskrise zuzuschreiben,
wie sie von der deutschen Re-
gierung gehandhabt wurde,
schreibt der Kölner  Soziologe
Wolfgang Streeck in einem For-
schungsbeitrag für die Universi-
ty of Sheffield.

Lange war Merkel die mäch-
tigste Frau Europas. Doch nun
suchen die Partner ihre Schwä-
chen und nutzen sie aus. In der
Finanz- und Wirtschaftspolitik
soll Merkel Kompensation leis-
ten für die Lasten, die sie
Europa mit ihrer Flüchtlings -
politik angeblich aufgehalst hat.
Der Stabilitätspakt, einst von
Deutschland durchgesetzt, da-
mit der Euro nicht in einem
Schuldendesaster endet, ist nur
noch eine Ruine. 

Beim Dreiertreffen auf dem
italienischen Flugzeugträger
„Garibaldi“ vor drei Wochen
bearbeiteten Hollande und Ita-
liens Premier Matteo Renzi die
Kanzlerin offenbar mit Erfolg,
ihr Nein zur Schuldenpolitik
der Südländer aufzuweichen. 

Es ist kein Zufall, dass Mer-
kel auf Renzi zugeht. Italien
trägt neben Griechenland der-
zeit eine Hauptlast der Flücht-
lingskrise. Während die Zahl
der Flüchtlinge, die von der
Türkei nach Griechenland kom-
men, nach Merkels Deal mit
Ankara zurückgegangen ist,
stechen noch immer Tausende
von Libyen aus in See. Würde
Italien die Menschen wie im vergangenen
Jahr Richtung Norden schicken, würde so-
fort die Debatte über eine Schließung des
Brenners aufflackern. In Europa gingen
die Schlagbäume herunter. Der gemeinsa-
me Schengenraum wäre bedroht.

Darin steckt auch das Drohpotenzial des
türkischen Präsidenten Erdoğan. Der könn-
te nach Belieben seine Grenzen öffnen
und schließen. Zwar betonen die Türken,
dass sie die Ägäisroute streng kontrollie-
ren. Die Aufmerksamkeit der türkischen
Küstenwache allerdings unterliegt offenbar
starken Schwankungen. 

Doch Merkels gefährlichster Gegner ist
nicht der türkische Präsident, sondern See-
hofer, den sie im Kanzleramt „unseren Er-
doğan“ nennen. Der Konflikt mit der CSU
wird mit jedem Tag schärfer, an diesem
Wochenende hat Seehofer die Parteispitze
zu einer Klausur nach Schwarzenfeld in
der Oberpfalz geladen. Dort will er ein
 Papier mit Forderungen beschließen, die
Merkel alle ablehnt: Burkaverbot, Ober-
grenze, Abschaffung der doppelten Staats-
bürgerschaft. 

Bei Seehofer stehen fast täglich Partei-
freunde im Büro, die ihn dazu drängen,
sich von der CDU abzusetzen. „Die CSU
muss mit maximaler Eigenständigkeit in
den Bundestagswahlkampf ziehen –- per-
sonell wie inhaltlich“, sagt der ehemalige
Verkehrsminister Peter Ramsauer. „Das
heißt: Es gibt kein gemeinsames Wahlpro-
gramm, und Horst Seehofer muss mit sei-
nem Gewicht und seiner Autorität als Par-
teichef die CSU-Landesliste für den Bun-
destag als Spitzenkandidat anführen.“
Ramsauer verlangt, dass Seehofer in das
Bundeskabinett eintritt, um den Einfluss
der CSU geltend zu machen.

Seehofer würde den Bruch mit der
Schwesterpartei gern vermeiden. Bis Ende
Oktober will der CSU-Chef versuchen,
sich mit der CDU in der Sache zu einigen.
Aber ohne ein Signal in der Flüchtlings -
politik wird die Einigung kaum gelingen.
„Es bringt nichts, wenn wir den Leuten im-
mer nur sagen: Wir haben alles richtig ge-
macht, ihr versteht es nur nicht. Das ist
ein Konjunkturprogramm für die AfD“,
sagt Seehofer.

Merkel aber will sich nicht
Seehofer beugen, nicht dieses
Mal. Die eitle Feindschaft der
beiden droht nun die ganze
Union in den Abgrund zu
 reißen. Natürlich weiß Seeho-
fer, dass ein endgültiger Bruch
mit Merkel nur der Konkur-
renz nutzen würde. Es wäre
ein einzigartiges Schauspiel,
wenn der Spitzenkandidat 
der CSU Seehofer hieße und
eine Kampagne gegen die
Kanzlerkandidatin der CDU
organisierte. 

Und dennoch wird diese
 Variante in der bayerischen
Staatskanzlei ernsthaft er -
wogen. Wenn sich die Schwes-
terparteien bis zum Essener
CDU-Parteitag im Dezember
nicht in der Sache einigen,
dann will Seehofer dort gar
nicht auftreten. „Ohne einen
Konsens wäre mein Auftritt 
ja nur ein Medienspektakel“,
sagt er. Es wäre ein Affront,
denn seit über 60 Jahren gehört
es zu den Ritualen der Union,
dass der CSU-Chef bei der
 großen Schwesterpartei ein
Grußwort spricht – und doch
nur ein Schritt auf der nach
oben offenen Eskalationsleiter. 

Schon macht in der baye -
rischen Staatskanzlei die Idee
die Runde, noch vor der Bun-
destagswahl aus der Regierung
auszusteigen, um sich vom
 Abwärtstrend der CDU abzu-
setzen. 

Kann Merkel den endgültigen Bruch
noch verhindern? Sie hofft, dass das Thema
Flüchtlinge spätestens im kommenden Jahr
in den Hintergrund rückt, wenn die Zahl
der Neuankommenden weiter niedrig
bleibt. Merkel will das politische Problem
entschärfen, indem sie seine Bedeutung he-
runterspielt. Das kann nur funktionieren,
wenn auch die CSU mitmacht. Sicher ist
das nicht.

Aber Merkel kann es, was das Gefühl
der eigenen Unersetzlichkeit angeht, mit
Helmut Kohl aufnehmen. Der fragte in der
Spätphase, als die Umfragen immer
schlechter wurden, seine Besucher: „Wer
soll’s denn sonst machen?“

Jan Friedmann, Gunther Latsch, Ann-Katrin Müller,
Peter Müller, Alexander Neubacher, 

Ralf Neukirch, René Pfister, Jan Puhl, 
Christoph Scheuermann, Christoph Schult, 

Wolf Wiedmann-Schmidt, Steffen Winter
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Videoanalyse: Die CDU
und ihr Personalproblem
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Merkel-Widersacher Seehofer: Nach oben offene Eskalationsleiter 


